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REGIERUNGSKOMMISSION LEGT 3. STELLUNGNAHME VOR: REFORM DER 

KRANKENHAUSVERGÜTUNG 

Am 06.12.2022 hat die 17-köpfige Regierungskommission ihre dritte Stel-
lungnahme und Empfehlung für eine moderne und bedarfsgerechte 
Krankenhausversorgung vorgelegt, in der es um eine grundlegende Reform 
der Krankenhausvergütung geht. Der Bundesgesundheitsminister spricht gar 
von einer „Revolution im System“. 

ERDGAS-, WÄRME- UND STROMPREISBREMSEN – ENTLASTUNGEN IM  

GESUNDHEITSWESEN 

Am 15.12.2022 hat der Bundestag zwei Gesetzesentwürfe angenommen, mit 
denen die stark gestiegenen Energiekosten für VerbraucherInnen sowie Un-
ternehmen abgefedert werden sollen. Die Gesetze wurden am 16.12.2022 
im Bundesrat beschlossen und werden vorbehaltlich einer beihilferechtli-
chen Genehmigung der EU-Kommission am Tag nach der Verkündung in Kraft 
treten.  

BFH: STEUERBARER UND STEUERPFLICHTIGER VERZICHT AUF LIQUIDATI-

ONSRECHT DURCH CHEFÄRZTE 

Mit Urteil vom Mit Urteil vom 30.06.2022 entschied der BFH über die Frage 
der steuerlichen Behandlung eines Verzichts auf das Recht zur Privatliquida-
tion gegen monatliche Ausgleichszahlungen. Nach Auffassung des 5. Senats 
liegt in einer solchen Verzichtserklärung eine steuerbare Leistung, die ins-
besondere nicht als Verzicht auf die zukünftige Erbringung von 
Heilbehandlungsleistungen gegenüber den Privatversicherten steuerfrei ist. 
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Am 06.12.2022 hat die im Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung wurzelnde 17-köpfige Regie-
rungskommission, die im Mai 2022 eingesetzt 
wurde, ihre dritte Stellungnahme und Empfehlung 
für eine moderne und bedarfsgerechte Kranken-
hausversorgung vorgelegt, in der es um eine 
grundlegende Reform der Krankenhausvergütung 
geht. Das unter großer medialer Aufmerksamkeit 
vom Bundesgesundheitsminister vorgestellte Kon-
zept wird von diesem nicht nur als Grundlage für 
eine große Krankenhausreform bezeichnet, viel-
mehr spricht er von einer „Revolution im 
System“. Tragender Gedanke der Vorschläge: 
Beendigung der Dominanz ökonomischer Aspekte – 
die Medizin rückt in den Vordergrund.  

Vergütung von Vorhalteleistungen 

Um den wirtschaftlichen Druck der Krankenhäu-
ser, eine möglichst hohe Fallzahl zu generieren, 
zu senken, sollen diese zukünftig einen festen 
Betrag zur Finanzierung ihrer Fixkosten erhalten, 
die bislang überwiegend über die Fallpauschalen 
zu refinanzieren waren.  

Drei Versorgungsstufen 

Des Weiteren schlägt die Kommission bundesweit 
einheitliche Krankenhausstrukturen vor. Noch sind 
diese unterschiedlich, weil historisch gewachsen 
und weil Krankenhausplanung Ländersache ist. So 
halte jedes Krankenhaus unterschiedliche Fachab-
teilungen und Leistungen vor, die nicht genau 
definiert seien und für die nur teilweise Mindest-
anforderungen gelten, so die Kommission. Acht 
der 16 Bundesländer nutzten „Stufen“, um die 
Krankenhäuser zuzuordnen, wobei nicht nur die 
Anzahl der Stufen verschieden sei, sondern auch 
die Terminologie. Folglich gebe es z.B. keine ein-
heitliche Definition des Begriffs 
„Grundversorgung“.  

Um die gewünschte Vereinheitlichung zu erzielen, 
schlägt die Kommission ein System mit drei Leveln 
vor, an denen sich die Krankenhausversorgung 
orientieren soll: 

 Level I: Grundversorgung (medizinisch und pfle-

gerische Basisversorgung, z.B. grundlegende 

chirurgische Eingriffe und Notfälle) 

 Level II: Regel- und Schwerpunktversorgung 

(Krankenhäuser, die im Vergleich zur Grundver-

sorgung noch weitere Leistungen anbieten) 

 Level III: Maximalversorgung (z.B. Universitäts-

kliniken) 

Für jedes Level gelten einheitliche Mindestvoraus-
setzungen. Durch einheitliche Standards für die 
apparative, räumliche und personelle Ausstattung 
soll die Behandlungsqualität für die Patienten 
maßgeblich erhöht werden. Krankenhäuser im 
Level I werden zudem unterteilt in solche, die die 
Notfallversorgung sicherstellen (Level I n), und 
solche, die integrierte ambulant/stationäre Ver-
sorgung anbieten (Level I i). Den Letztgenannten 
soll eine Schlüsselrolle bei der Überwindung der 
Sektorengrenzen zukommen, weshalb sie sekto-
renübergreifend regional geplant und vollständig 
aus dem DRG-System herausgenommen werden 
sollen. Die Vergütung ihrer Leistungen soll über 
Tagespauschalen erfolgen.  

Definierte Leistungsgruppen 

Die bislang übliche Zuweisung von Fachabteilun-
gen wie z.B. „Innere Medizin“ wird als zu grob 
empfunden, weshalb künftig mit genauer defi-
nierten Leistungsgruppen (z.B. „Kardiologie“) 
gearbeitet werden soll. Damit soll Leistungsge-
schehen entgegengewirkt werden, bei denen 
bestimmte Fälle zu häufig auch ohne die passende 
personelle und technische Ausstattung behandelt 
werden. Exemplarisch genannt wird die Behand-
lung von Herzinfarkten ohne Linksherzkatheter, 
Schlaganfällen ohne Stroke Unit und die Behand-
lung onkologischer Erkrankungen außerhalb 
zertifizierter Krebszentren. Mit dieser Umstellung 
soll eine maßgebliche Verbesserung der Behand-
lungsqualität erreicht werden. Voraussetzung für 
die Zuteilung einer Leistungsgruppe – vorgeschla-
gen werden insgesamt 128 Gruppen - ist die 
Erfüllung der für die betreffende Leistungsgruppe 
definierten Strukturvoraussetzungen (z.B. bzgl. 
personeller oder apparativer Ausstattung). Damit 
ist auch klar, dass die Leistungsgruppen sich un-
mittelbar auf die Höhe der Vorhaltepauschale 
auswirken müssen. Festgelegt wird dabei auch das 
Level, dem ein Krankenhaus zugeordnet sein 
muss, um die Zuteilung der Leistungsgruppe er-
halten zu können. 

Konvergenzphase 

Laut Kommission sollen die neuen Regelungen 
schrittweise eingeführt werden. Vorgeschlagen 
wird eine 5-jährige Konvergenzphase, um allen 
beteiligten Akteuren ausreichend Zeit zu geben, 
sich auf die geplanten Änderungen einzustellen.  

Fazit 

Auch wenn es sich hier nur um Empfehlungen 
handelt, so kommt mit ihnen nun endlich die Dis-
kussion über eine Krankenhausreform in Gang. Für 
Zündstoff dürften vor allem die Vorgaben sorgen, 
die im Rahmen der den Ländern obliegenden 
Krankenhausplanung von diesen umgesetzt wer-
den sollen. Es bleibt abzuwarten, ob und 
inwieweit hier eine Einigung zwischen Bund und 
Ländern überhaupt zustande kommt.  
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Am 15.12.2022 hat der Bundestag zwei Gesetzes-
entwürfe angenommen, mit denen die stark 
gestiegenen Energiekosten für VerbraucherInnen 
sowie Unternehmen abgefedert werden sollen. 
Für einen Zeitraum vom 01.01. bis 31.12.2023 
werden sog. Preisbremsen für leitungsgebundene 
Erdgas-, Wärme- und Stromlieferungen einge-
führt. Die Gesetze wurden am 16.12.2022 im 
Bundesrat beschlossen und werden vorbehaltlich 
einer beihilferechtlichen Genehmigung der EU-
Kommission am Tag nach der Verkündung in Kraft 
treten. 

Entlastungen  

Anders als bei dem schon am 19.11.2023 in Kraft 
getretenen Erdgas-Wärme-Soforthilfegesetz (sog. 
„Dezemberhilfe“) sollen von den Preisbremsen 
nicht nur Einrichtungen der medizinischen Reha-
bilitation oder soziale Dienstleister, sondern 
auch zugelassene Krankenhäuser profitieren kön-
nen. Ein erklärtes Ziel der Gesetzesentwürfe ist 
es, die stationäre medizinische und pflegerische 
Versorgung sicherzustellen und existentielle Li-
quiditätsengpässe bzw. Ausfälle durch 
Insolvenzen dieser Einrichtungen zu vermeiden. 

Die Kostenentlastungen bestimmen sich nach 
einem Kontingent des Erdgas-, Wärme- und 
Stromverbrauchs zu einem vergünstigten Preis 
(Referenzpreis).  

Kleine und mittlere Letztverbraucher zahlen für 
80 % ihres Verbrauchs nur den reduzierten Refe-
renzpreis, der bereits alle staatlichen 
Preisbestandteile enthält: für Erdgas 12 ct/kWh, 
für Wärme 9,5 ct/kWh und für Strom 40 ct/kWh. 
Hierzu gehören u.a. im Gasbereich Standardlast-
profilkunden, Kunden in registrierender 
Leistungsmessung mit einem Jahresverbrauch je 
Entnahmestelle von bis zu 1,5 GWh oder Einrich-
tung der medizinischen Rehabilitation sowie 
weitere soziale Dienstleister (unabhängig von der 
Höhe des Jahresverbrauchs). Im Wärmebereich 
zählen hierzu Kunden mit einem Jahresverbrauch 
bis zu 1,5 GWh je Entnahmestelle und im Strom-
bereich Kunden mit einem Jahresverbrauch von 
bis zu 30.000 kWh je Entnahmestelle.  

Großverbraucher, deren Jahresverbräuche über 
den genannten Verbrauchsschwellen liegen, sol-
len für 70 % ihres Verbrauchs nur den 
Referenzpreis (Netto-Arbeitspreis) zahlen: für 
Erdgas 7 ct/kWh, für Wärme 7,5 ct/kWh und für 
Strom 13 ct/kWh. Im Gasbereich gelten Kranken-

häuser unabhängig ihres Verbrauchs als solche 
Großverbraucher. 

Für Verbräuche oberhalb der zugestandenen 
Entlastungskontingente ist der mit dem Lieferan-
ten vereinbarte Lieferpreis zu zahlen. 

Höchstgrenzen 

Die vorgesehenen Entlastungen sollen sich inner-
halb des von der EU-Kommission verkündeten 
Befristeten Krisenrahmens für staatliche Beihilfen 
zur Stützung der Wirtschaft infolge der Aggression 
Russlands gegen die Ukraine bewegen.  

Für Unternehmen werden daher Höchstgrenzen 
vorgesehen, bei deren Überschreiten der Entlas-
tungsbetrag zu deckeln ist. Je nach 
Energieintensität des Letztverbrauchers und sei-
ner besonderen Betroffenheit von den hohen 
Energiepreisen, die von einer Prüfbehörde auf 
Antrag festgestellt werden muss, ergeben sich 
unterschiedliche Höchstgrenzen (absolut bis zu 
EUR 150 Mio.). Ohne die Voraussetzung der Ener-
gieintensität und einer festgestellten besonderen 
Betroffenheit darf die Entlastungssumme für 
sämtliche Entnahmestellen des Letztverbrauchers 
und mit diesem verbundene Unternehmen einen 
Betrag von EUR 2 Mio.  bzw. (bei einer relativen 
Höchstgrenze bei max. 50 % der krisenbedingten 
Mehrkosten) EUR 4 Mio.  nicht überschreiten. 
Diese Höchstgrenzen gelten für sämtliche Entlas-
tungsmaßnahmen, die der Letztverbraucher und 
mit diesem verbundene Unternehmen u.a. nach 
der Soforthilfe im Dezember, nach der Erdgas-, 
Wärme- und Strompreisbremse, nach dem Ener-
giekostendämpfungsprogramm oder anderen 
Beihilfen auf der Grundlage des Befristeten Kri-
senrahmens erhalten bzw. erhalten hat. 

In jedem Fall müssen Unternehmen eine Vielzahl 
gesetzlich näher definierter Mitteilungen gegen-
über ihren Lieferanten und ggf. gegenüber der 
Prüfbehörde (inkl. geprüfter Endabrechnungen) 
rechtzeitig erbringen, um den möglichen Entlas-
tungsrahmen überhaupt vollständig ausschöpfen 
zu können.  

Fazit & ergänzende Hinweise 

Das mit den Energiepreisbremsen verbundene 
Entlastungspotential kann gerade für zugelassene 
Krankenhäuser aber auch andere Einrichtungen 
mit hohem Energieverbrauch erheblich sein. Es ist 
daher unbedingt empfehlenswert, dieses Entlas-
tungspotential zu identifizieren und sich 
möglichst frühzeitig mit den unternehmensindivi-
duellen Voraussetzungen einer Vollausschöpfung 
der Entlastungshöchstgrenzen auseinanderzuset-
zen.  

Ergänzend ist auf den Beschluss des Bundeskanz-
lers mit den RegierungschefInnen der Länder 
(MPK-Beschluss) am 02.11.2022 hinzuweisen, wo-
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nach Mittel in Höhe von bis zu EUR 8 Mrd. für ein 
Hilfsprogramm für Krankenhäuser und stationäre 
Pflegeeinrichtungen über den Wirtschaftsstabili-
sierungsfonds zur Verfügung gestellt werden 
sollen. Die Mittel für den Ausgleich der energie-
preisbedingten Kostensteigerungen sollen in die 
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds einge-
stellt und vom Bundesamt für Soziale Sicherung 
an die Länder zur Weiterleitung an die Kranken-
häuser ausgezahlt werden. Im 
Krankenhausfinanzierungsgesetz werden entspre-
chende Neuregelungen eingeführt. 

Das Verfahren soll sich an dem Verfahren der 
Auszahlung der pandemiebedingten Ausgleichs-
zahlungen an Krankenhäuser orientieren. Für 
stationäre Pflegeeinrichtungen soll die Umsetzung 
des Hilfsprogramms durch Änderungen im Pflege-
versicherungsrecht sichergestellt werden. Hierzu 
gehört die Einführung von Ergänzungshilfen zum 
Ausgleich steigender Energiepreise im Jahr 2023 
und 2024 und die Neufassung der Generalklausel 
im Pflegevergütungsrecht zum Umgang mit öf-
fentlichen Zuschüssen zu laufenden 
Betriebskosten bei den Pflegeeinrichtungen 
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Mit Urteil vom Mit Urteil vom 30.06.2022 (Az. V R 
36/20) entschied der BFH über die Frage der 
steuerlichen Behandlung eines Verzichts auf das 
Recht zur Privatliquidation gegen monatliche 
Ausgleichszahlungen. Nach Auffassung des 5. Se-
nats liegt in einer solchen Verzichtserklärung, die 
ein Chefarzt gegenüber dem Klinikträger aus-
spricht, eine steuerbare Leistung, die 
insbesondere nicht als Verzicht auf die zukünftige 
Erbringung von Heilbehandlungsleistungen gegen-
über den Privatversicherten steuerfrei ist. Anders 
entschieden hatte zuvor das Schleswig-
Holsteinische Finanzgericht mit Urteil vom 
30.09.2020 (Az. 4 K 67/18). Auf die Revision des 

Finanzamts hin, wurde das erstinstanzliche Urteil 
durch den BFH aufgehoben und die Klage des 
Chefarztes abgewiesen. 

Der Fall 

Der Kläger war als Professor der Medizin an einer 
Universität beschäftigt und daneben als Direktor 
und Chefarzt einer medizinischen Klinik tätig. 
Aufgrund einer beamtenrechtlichen Nebentätig-
keitserlaubnis war es ihm gestattet, Patienten 
privat zu behandeln und die Leistungen entspre-
chend zu liquidieren. Dieses Liquidationsrecht 
wurde ihm bis zu seinem Ausscheiden aus dem 
Beamtenverhältnis auch durch ein entsprechendes 
Landesgesetz zugesichert. 

Mit der Universität und dem Klinikträger traf der 
Chefarzt eine dreiseitige Vereinbarung, wonach er 
zukünftig (ausschließlich) in einer universitären 
Forschungseinrichtung wissenschaftlich tätig wer-
den und gleichzeitig auf die Klinikleitung und das 
damit zusammenhängende Liquidationsrecht zu 
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Gunsten des Klinikträgers verzichten sollte. Für 
diesen Verzicht zur Privatliquidation und „sämtli-
cher sonstiger … finanzieller Nachteile“, die mit 
der dreiseitigen Vereinbarung verbunden waren, 
erhielt der Chefarzt vom Klinikträger einen finan-
ziellen Ausgleich, der bis zum Eintritt des Klägers 
in den Ruhestand monatlich zu zahlen war. 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung handle es 
sich bei dem Verzicht des Klägers auf sein Liqui-
dationsrecht zugunsten der Klinik um eine 
umsatzsteuerbare und umsatzsteuerpflichtige 
(sonstige) Leistung, so dass entsprechende Um-
satzsteuerbescheide gegenüber dem Kläger 
erlassen wurden.  

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein gab der An-
fechtungsklage des Klägers mit der Begründung 
statt, dass der Verzicht auf das Recht zur Privat-
liquidation als Abfindung im Rahmen seiner 
beamtenrechtlichen Stellung zu qualifizieren sei, 
so dass der Kläger keine Leistung als Unternehmer 
i.S.d. § 2 UStG erbracht habe. Zum anderen hand-
le es sich um eine Verzichtsleistung betreffend 
eine steuerfreie Heilbehandlungsleistung nach § 4 
Nr. 14 Buchst. a UStG, die als sog. „actus contra-
rius“ ebenfalls steuerfrei sein müsse. 

Die Entscheidung 

Die durch die Finanzverwaltung eingelegte Revisi-
on gegen das Urteil des Finanzgerichts war 
erfolgreich. Der Senat teilt die Ansicht, dass es 
sich bei der Verzichtserklärung um eine steuerba-
re Leistung des Chefarztes handle. Folglich sei der 
durch die Klinik gezahlte Ausgleich ein Umsatz im 
Sinne des § 1 Abs. 1 S. 1 UStG, der auch nicht 
nach § 4 Nr. 14a UStG umsatzsteuerbefreit ist.  

„Der dem Kläger aufgrund der Vereinbarung ge-
zahlte Ausgleich ist keine Abfindung für einen 
beamtenrechtlichen Besitzstand, sondern Entgelt 
für einen steuerbaren Umsatz i.S. des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 1 UStG“, so der BFH. 

Weiter stellte der BFH fest, dass es sich bei dem 
durch den Kläger erklärten Verzicht um eine Leis-
tung durch Unterlassen handle, da dieser 
hierdurch auf das ihm eingeräumte Recht zur 
Privatliquidation und damit auf eine ihm kraft 
Gesetzes zustehende vermögenswerte Rechtsposi-
tion verzichtete. Zudem habe der Kläger die 
Verzichtsleistung im Rahmen seines Unterneh-
mens erbracht, so dass eine beamtenrechtliche 
Veranlassung, entgegen der Auffassung des Fi-
nanzgerichts, nicht gegeben war. Einen 
beamtenrechtlichen Bezug habe nach Ansicht des 
BFH lediglich der Verzicht des Chefarztes auf die 
Klinikleitung sowie dessen Zustimmung zur Ver-
setzung in die universitäre Forschungseinrichtung 
gehabt, nicht aber die hier maßgebliche und 
streitgegenständliche Ausgleichzahlung für den 
Verzicht auf die Privatliquidation. 

„Das Finanzgericht hat zudem rechtsfehlerhaft 
entschieden, dass die Verzichtsleistung jedenfalls 
wegen einer spiegelbildlichen Beurteilung der 

Steuerpflicht von aktiver Leistung und Verzicht 
gemäß § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG steuerfrei sei“, 
führt der BFH aus. 

Nach der Auffassung des Finanzgerichts verzichte-
te der Kläger auf zukünftige Einkünfte aus 
Heilbehandlungstätigkeiten, welche nach § 4 Nr. 
14a UStG steuerfrei sind. Deshalb müsse auch der 
entsprechende Verzicht - im Sinne einer spiegel-
bildlichen und einheitlichen Betrachtung – 
steuerfrei sein. 

Der Argumentation des Finanzgerichts hat der BFH 
sich nicht angeschlossen. Zwar sei die Feststel-
lung richtig, dass grundsätzlich der Verzicht auf 
eine steuerbefreite Handlung im Sinne einer spie-
gelbildlichen Beteuerung ebenfalls steuerbefreit 
ist. Jedoch ist dieser Grundsatz, welcher durch 
die sog. actus-contrarius-Rechtsprechung vom 
EuGH im Zusammenhang mit Mietverträgen ent-
wickelt wurde, nicht auf den vorliegenden Fall 
übertragbar.  

Charakteristisch für die Steuerfreiheit als sog. 
actus-contrarius sei vielmehr, dass die jeweiligen 
Leistungen und der darauf bezogene Verzicht 
jeweils im Rahmen desselben Zweipersonenver-
hältnisses zwischen Leistenden und 
Leistungsempfänger erfolgen. Eine Übertragung 
auf die vorliegende Konstellation in einem Drei-
personenverhältnis mit Klinikträger, Chefarzt und 
Patient sei mithin ausgeschlossen. Denn im Ur-
teilsfall erbringt der Chefarzt zwar 
umsatzsteuerfreie Heilbehandlungsleistungen 
nach § 4 Nr. 14a UStG gegenüber seinen Patien-
ten. Der Verzicht auf das Liquidationsrecht wird 
jedoch gegenüber dem Klinikträger erklärt, der 
daraufhin auch eine Abfindung zahlt. Das Verhält-
nis zum Patienten, dem gegenüber die steuerfreie 
Heilbehandlungsleistung erbracht wird, wird hier-
von allenfalls mittelbar betroffen, was jedoch für 
die Anwendung der actus contrarius-
Rechtsprechung nicht ausreichen solle. 
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